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In der Zuwanderungsdebatte gibt es  
viele Klischees, die nicht zutreffend sind
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Herbert Brücker

Herr Brücker, welche Bedeutung hat 
aus Ihrer Sicht Deutschland als Ein-
wanderungsland in Europa? 

Deutschland ist heute in absoluten Größen 
das wichtigste Zuwanderungsland in der 
EU. Wir hatten im Jahr 2013 eine Nettozu-
wanderung von knapp 440 000 Personen. 
Das ist ungefähr so viel wie wir zwei, drei 
Jahre nach dem Fall der Mauer und des  
Eisernen Vorhangs gehabt haben. Ich rech-
ne dieses Jahr mit einem Wanderungssal-
do von 500 000 Personen. Das ist mehr als 
doppelt so hoch wie der langfristige Durch-
schnitt, der bei 200 000 Personen liegt. 
Bezogen auf die letzte Dekade mit einem 
durchschnittlichen Wanderungssaldo von 
95 000 Personen ist das sogar ein Anstieg 
um den Faktor fünf. 

Woran liegt diese enorme Steigerung 
und woher kommen die Menschen? 

Im Wesentlichen liegt es an der großen  
Finanz- und Wirtschaftskrise in der Euro-
päischen Union. Und zwar etwas anders als 
man sich das vielleicht denkt. Obwohl vor 
allem die Staaten Südeuropas unmittelbar 
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... sagt Herbert Brücker in einem Interview 

mit dem BBSR. Der Professor für Volkswirt-

schaftslehre beschreibt, wie der deutsche 

Arbeitsmarkt von mehr Freizügigkeit und 

Zuwanderung profitiert und dass die größ-

tenteils qualifizierte Zuwanderung für die 

Stützung der Sozialsysteme förderlich ist. 

Warum es für manche Kommunen dennoch 

zu gravierenden Problemen kommt, erklärt 

Brücker im folgenden Interview. 
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Arbeitsmarktpolitik führte Juliane Skowski 

(BBSR) im Institut für Arbeitsmarkt- und Be-
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von der Krise betroffen sind, kommen die 
meisten Zuwanderer nicht von dort. Zwar 
sind auch diese Zahlen gestiegen; der Zu-
wanderungssaldo liegt bei ca. 80 000 Per-
sonen. Ganz überwiegend kommen aber 
Menschen aus anderen Ländern nach 
Deutschland. Und zwar solche, die vorher 
genau in die südeuropäischen Krisenstaa-
ten gewandert sind. 

Spanien und Italien waren vor der Finanz-
krise die wichtigsten Einwanderungsländer 
innerhalb der EU – und zwar mit großem 
Abstand. Spanien hat seit dem 2. Weltkrieg 
innerhalb der OECD bei Weitem die meiste 
Zuwanderung gehabt. Innerhalb von zehn 
Jahren ist dort der Anteil der ausländischen 
Bevölkerung von 2 % auf über 16 % gestie-
gen. Mit der Finanzkrise ist das allerdings 
zu einem abrupten Ende gekommen. In 
Spanien haben wir heute eine Nettorück-
wanderung. 

Auch in Italien sind die Zuwanderungsraten 
stark eingebrochen. Ebenso in Irland, was 
auch ein wichtiges Einwanderungsland war. 
In Großbritannien sind die Zuwanderungs-
raten geringfügig zurückgegangen. Men-
schen, die vor der Krise überwiegend nach 
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Großbritannien oder Irland gewandert sind 
(z. B. aus Polen oder aus Ländern der ersten 
Osterweiterungsrunde), kommen jetzt nach 
Deutschland. Genau wie die Bulgaren und 
Rumänen, die jetzt die Freizügigkeit haben 
und nach Deutschland gehen und eben 
nicht mehr nach Spanien oder Italien. Das 
haben sie übrigens auch schon vor der Ar-
beitnehmerfreizügigkeit gemacht.

Das heißt, weil die wirtschaftliche  
Lage in Südeuropa schwieriger wurde,  
stiegen die Wanderungszahlen in 
Deutschland an? 

Ja. Nach unseren ökonometrischen Schät-
zungen können wir sagen, dass mehr als 
70 % des Anstiegs der Zuwanderung in 
Deutschland im Vergleich zu der Situation 
vor der Finanzkrise darauf zurückzuführen 
sind, dass sich die wirtschaftlichen Bedin-
gungen in anderen Ländern verschlechtert 
haben und nicht darauf, dass sie sich in 
Deutschland verbessert haben.

Das bedeutet natürlich auch sehr viel für 
die Zukunft. Wir erleben jetzt einen Wan-
derungsboom. Gemessen an normalen 
Umständen, die also nicht durch politi-
sche Großereignisse gekennzeichnet sind, 
erreichen wir sogar ein historisches Hoch. 
Dieser Wanderungsboom kann jedoch sehr 
schnell wieder zurückgehen, wenn sich die 
alten Zielländer der Migration, vor allem in 
Südeuropa, erholt haben. 

Und was heißt das für die Zukunft? 

Erst einmal handelt es sich um ein tempo-
räres Phänomen. Zu der Zuwanderung aus 
Bulgarien und Rumänien ist zu sagen, dass 
Bulgaren und Rumänen vor der Finanzkrise 
fast ausschließlich nach Spanien und Italien 
gewandert sind. In diesen beiden Ländern 
leben etwa zwei Millionen Bulgaren und 
Rumänen. Seit Beginn dieses Jahrzehnts 
kommen sie verstärkt nach Deutschland, 
obwohl sich hier an den ökonomischen 
und institutionellen Bedingungen im Ver-
gleich zu der Zeit vor der Einführung der 
Freizügigkeit zunächst nichts verändert hat. 
Die Zuwanderung ist Jahr für Jahr ordent-
lich gestiegen, aber bei Weitem nicht auf 
das Niveau der Zuwanderung nach Spanien 
und Italien vor der Finanzkrise. Übrigens 

bewegen sich die absoluten Zahlen trotz 
des starken Anstiegs im relativ moderaten 
Rahmen. 

Die Arbeitnehmerfreizügigkeit führt 
also nicht zu einem massiven Anstieg 
der Zuwanderung aus den Staaten 
Süd-Osteuropas?

Wir hatten im vergangenen Jahr eine Netto-
zuwanderung von 72 000 Personen aus Bul-
garien und Rumänien. Aufgrund aktueller 
Daten rechne ich für 2014 mit einer Netto-
zuwanderung von 130 000 bis 140 000 Per-
sonen. Die Arbeitnehmerfreizügigkeit löst 
also einen Anstieg aus, aber keinen drama-
tischen. Die Entwicklung ist vergleichbar 
mit der Situation nach der Einführung der 
Freizügigkeit für die EU-8-Staaten wie z.  B. 
Polen. Die entscheidende Ursache für den 
Anstieg der Zuwanderung liegt wie gesagt 
darin, dass Italien und Spanien als Einwan-
derungsländer für Migranten aus Rumänien 
und Bulgarien nicht mehr so attraktiv sind.

Die Zuwanderung ist in Deutschland 
regional unterschiedlich. Welche  
Kommunen oder Regionen profitieren 
von der Zuwanderung? 

Grundsätzlich konzentriert sich der Groß-
teil der neuen Zuwanderung auf die prospe-
rierenden Kommunen im Süden Deutsch-
lands. Das ist der Großraum München, das 
Rhein-Main-Gebiet, der Großraum Stutt-
gart und außerdem noch im Norden Ham-
burg. In Berlin ist gibt es anteilig nur halb 
so viele Zuwanderer wie in den genannten 
prosperierenden Kommunen. Da kann man 
klar sagen, dass Zuwanderung durch wirt-
schaftliche Anreize gesteuert wird. 

Aber es gibt auch strukturschwache Re-
gionen, die Ziel von Zuwanderern sind. 

Ja. Ein Teil der Zuwanderer lässt sich auch 
bewusst dort nieder, wo die Wohnungsprei-
se sehr niedrig sind. Dies sind u.a. struktur-
schwache Kommunen, z. B. in Nordrhein-
Westfalen, allen voran Duisburg und auch 
Dortmund. Große Migrantengruppen ge-
hen in diese Ruhrgebietsstädte und sind 
anscheinend nicht von einem hohen Lohn-
niveau oder einer günstiger Arbeitsmarkt-
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entwicklung angereizt. Hier zählt das Argu-
ment des günstigen Wohnraums. 

Im Rhein-Main-Gebiet haben wir mit Of-
fenbach auch eine eher strukturschwache 
Kommune. Jedoch ist die Zuwanderung dort 
ökonomisch sinnvoll, weil Offenbach im 
prosperierenden Raum Frankfurt mit vielen 
Arbeitsplätzen liegt; und in Offenbach kann 
man günstig wohnen. In Duisburg kann 
man die Entwicklung so nicht begründen. 

Und wo kommt es zu Problemen?

Wenngleich viele Kommunen von der Zu-
wanderung profitieren, wird es für die 
strukturschwachen Kommunen z. T. pro-
blematisch. Hierzu gab es viele Medien-
berichte, vor allem über zugewanderte 
Bulgaren und Rumänen. In den struktur-
schwachen Kommunen zeigt sich ein unter-
schiedliches Bild. Manche Kommunen sind 
dann stark belastet, wenn sehr hohe Antei-
le von Zuwanderern Leistungen nach dem 
Sozialgesetzbuch II beziehen, also Hartz 
IV-Empfänger sind. Das ist zum Beispiel in 
Berlin der Fall. Selbst wenn der Anteil von 
Zuwanderern an den Leistungsbeziehern 
sehr niedrig war, wie z. B. in Duisburg mit 
10 %, kann die Lage problematisch sein. 
Dort lagen im vergangenen Jahr auch die 
Beschäftigungsquoten unter 10 %. Im Um-
kehrschluss heißt das, 80 % der zugewan-
derten Bevölkerung in Duisburg lebte von 
irgendetwas anderem. 

Und daraus ergeben sich auf kommunaler 
Ebene enorme Probleme. Wovon diese 80 % 
gelebt haben? Hier kann nur spekuliert 
werden – mit Sicherheit spielt Schwarzar-
beit eine Rolle, aber es kann auch andere 
Formen geben wie Kleinkriminalität oder 
den sogenannten Arbeiterstrich. Hier ge-
hen Leute als Tagelöhner einer Beschäf-
tigung nach, die nur teilweise sozial-ver-
sicherungspflichtig oder überhaupt nicht 
angemeldet ist. Heute steigen die Leis-
tungsbezieherquoten in Duisburg, sie ha-
ben sich seit Jahresbeginn fast verdoppelt. 
Aus sozialer Sicht ist das vielleicht sogar ein 
Fortschritt, auch wenn eine Zuwanderung 
in die Sozialsysteme natürlich nicht wün-
schenswert ist.

Vor Ort konzentriert sich Zuwanderung z. T. 
in ganz bestimmten Quartieren, wo dann 

oft große Integrationsprobleme auftreten. 
Das kann es natürlich auch in einer prospe-
rierenden Kommune wie München geben. 
Auch da treten in einzelnen Quartieren Pro-
blem auf. Bei den zugewanderten Bulgaren 
und Rumänen in München beobachten wir 
jedoch, dass sie hinsichtlich der sozialen 
und ökonomischen Indikatoren hervorra-
gend integriert sind. Sie haben sehr hohe 
Beschäftigungsquoten, ordent liche Löhne 
etc. 

Stimmt es, dass gering qualifizierte  
Zuwanderer eher in struktur- 
schwächere Kommunen ziehen? 

Das wissen wir gar nicht. Über das Qua-
lifikationsniveau nach Kommunen haben 
wir zu wenige Informationen. Es kann sein, 
dass auch in München große Gruppen ge-
ring qualifizierter Zuwanderer leben, die 
aber Jobs haben, z. B. im Reinigungsgewer-
be, in der Gastronomie, im Pflegebereich 
aber auch in der Landwirtschaft. Bei den 
Bulgaren und Rumänen arbeiten bis zu 
40 % in Jobs mit geringen Qualifikationsan-
forderungen, also die keine abgeschlossene  
Berufsausbildung verlangen. Aber diese 
Leute haben Jobs. Hier gibt es eigentlich 
kein vordergründiges soziales ökonomi-
sches Problem, weil sie ihr Leben, ihre 
Wohnung und ihre Krankenversicherung 
finanzieren können. Anderswo gibt es Zu-
wanderer, die keiner regulären Beschäfti-
gung nachgehen. Hieraus resultieren ganz 
andere soziale Probleme. 

Warum ziehen die Menschen denn in 
strukturschwache Kommunen?

Neben dem oben genannten Argument 
des günstigen Wohnraums kann die Zu-
wanderung hier durch Clusterbildung und 
Netzwerke erklärt werden. Haben sich die-
se Netzwerke erst einmal etabliert, ziehen 
immer mehr Leute nach. Aber diese Netz-
werke sind nicht ursächlich, sondern zuerst 
entsteht die Zuwanderung und dann bilden 
sich die Netzwerke und dann entwickelt 
sich ein selbstverstärkender Prozess. Auch 
in einigen Kommunen des Ruhrgebiets hat 
dieser selbstverstärkende Prozess einge-
setzt. Die eigentliche Ursache der Standort-
wahl war aus meiner Sicht jedoch der sehr 
günstige Wohnraum.
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Durch die Medien kursiert immer 
wieder die sogenannte Armutszu-
wanderung. Ist die Zuwanderung aus 
Rumänien und Bulgarien eine Armuts-
migration oder eine Arbeitsmigration? 
Wie schätzen Sie das ein? 

Armutszuwanderung ist analytisch ein 
schlechter Begriff, denn die meisten Men-
schen, die aus ökonomischen Gründen zu-
wandern kommen aus ärmeren Ländern. 
Das gilt für Bulgaren und Rumänen ebenso 
wie für Polen. Wobei der Einkommensab-
stand sehr viel höher ist als bei der polni-
schen Bevölkerung. Die Lohnstruktur der 
bulgarischen und rumänischen Bevölke-
rung unterscheidet sich im Durchschnitt 
in nichts von der polnischen Bevölkerung 
in Deutschland. Also sie erzielen exakt die 
gleichen Löhne, sie arbeiten in den gleichen 
Branchen, sie haben Jobs, die das gleiche 
Qualifikationsniveau erfordern. Da gibt es 
keine Unterschiede. Genau darum ist dieser 
Begriff der Armutszuwanderung unscharf. 
Richtig ist, dass Menschen, die aus ärmeren 
Ländern kommen, stärkere Migrationsan-
reize haben und damit hat es sich eigentlich 
auch. 

Ein anderes Problem stellt sich dar, wenn 
Menschen nach Deutschland kommen, die 
nur schwer sozial zu integrieren sind und 
am Ende soziale Leistungen beziehen und 
dem Sozialsystem zur Last fallen. Das ist 
eine andere Frage.

Hat sich denn die Situation seit 
der Arbeitnehmerfreizügigkeit von  
Rumänien und Bulgarien verändert?

Gegenwärtig beobachten wir, dass die 
Menschen aus Bulgarien und Rumänien 
in Deutschland weniger arbeitslos sind als 
zum Beispiel die EU-8 Ausländer. Ihre Ar-
beitslosenquote liegt sogar weit unter dem 
Durchschnitt der ausländischen Bevölke-
rung. Auch der Anteil der Hartz IV-Empfän-
ger liegt unter dem Durchschnitt der aus-
ländischen Bevölkerung in Deutschland. 

Das heißt, dass es sehr viele Klischees gibt, 
die schlicht nicht zutreffend sind. Zudem 
muss man zwischen den Bulgaren und den 
Rumänen unterscheiden. Rumänen zählen 
in Deutschland gemessen an Arbeitslosig-
keit, an Leistungsbezug und ähnlichen In-

dikatoren zu den Ausländergruppen, die 
am besten integriert sind. 

Für Bulgaren gilt das nicht in dem Maße: 
Sie sind etwa so wie der Durchschnitt der 
ausländischen Bevölkerung integriert oder 
auch schlechter. Die Mehrheit dieser Zu-
wanderer ist in Deutschland entweder ab-
hängig beschäftigt oder selbstständig. Und: 
Seit Einführung der Arbeitnehmerfreizügig-
keit beobachten wir, dass die Beschäftigung 
sehr viel stärker steigt als die Zuwanderung.

Das heißt also: Ein erheblicher Teil der Be-
völkerung, die schon hier im Land gelebt 
hat, kommt jetzt in Jobs und nimmt regu-
läre Beschäftigungsverhältnisse auf. Außer-
dem können wir nahezu alle Zuwanderer, 
die jetzt neu kommen, in den Arbeitsmarkt 
integrieren.

Unter Arbeitsmarktgesichtspunkten ver-
läuft die Entwicklung seit dem ersten Januar 
extrem günstig. Das war bei den EU-8 Aus-
ländern ähnlich. Im Umkehrschluss kann 
man daraus lernen, dass die Übergangsfris-
ten für die Arbeitnehmerfreizügigkeit dazu 
geführt haben, dass sehr viele Menschen 
gekommen sind, die hier nicht regulär in 
Beschäftigung waren. Entweder haben sie 
gar nicht oder schwarz gearbeitet oder als 
Scheinselbstständige. Das heißt, wir ha-
ben die Leute systematisch in Nischen des 
Arbeitsmarktes gedrückt oder in Nicht-
Beschäftigung. Einen Teil davon gewinnen 
wir jetzt durch die Einführung der Arbeit-
nehmerfreizügigkeit zurück, aber sicher nur 
einen Teil. So manches soziale Problem hat 
sich Deutschland durch die Übergangsfris-
ten selbst eingehandelt.

Welche Auswirkungen hat die Zuwan-
derung auf den Arbeitsmarkt und auf 
das Sozialsystem in Deutschland? 

In Deutschland sind die Auswirkungen der 
Zuwanderung auf den Arbeitsmarkt, also 
auf die Löhne und wahrscheinlich auch 
auf Arbeitslosenquoten, im Aggregat be-
trachtet weitgehend neutral. Das klingt jetzt 
erst einmal kontraintuitiv, ergibt sich aber 
dadurch, dass das Arbeitsangebot durch 
Zuwanderung steigt und sich die anderen 
Märkte an die Ausweitung des Arbeitsan-
gebotes anpassen, vor allen Dingen die Ka-
pitalmärkte. Das heißt, wenn wir eine Aus-
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weitung des Arbeitsangebotes haben, wird 
mehr investiert, steigt auch der Kapital-
stock, so dass langfristig oder auch mittel-
fristig das Verhältnis von Kapital zur Arbeit 
konstant bleibt. Und dann bleiben auch die 
Löhne konstant. Und die Arbeitsnachfrage 
im Verhältnis zu den Beschäftigten, die da 
sind, bleibt auch konstant. 

Es gewinnen oder verlieren aber einzelne 
Gruppen im Arbeitsmarkt: Die einheimi-
schen Arbeitskräfte gewinnen eigentlich in 
nahezu allen Qualifikationsgruppen. Bei 
den Geringqualifizierten sind wir nicht ganz 
so sicher, aber wahrscheinlich auch. Sie 
profitieren sowohl durch höhere Löhne, als 
auch durch geringere Arbeitslosenquoten. 
Während die schon im Lande lebenden Aus-
länder verlieren. Die genauen Effekte hän-
gen natürlich von der Qualifikationsstruktur 
der Zuwanderer ab und wie sie im Arbeits-
markt eingesetzt werden.

Wieso steigen die Löhne der Einheimi-
schen durch die Zuwanderung? 

Weil sie im Arbeitsmarkt Komplemente 
sind. Man kann sich das so vorstellen: Es 
gibt zwei gegenläufige Effekte der Zuwan-
derung: Auf der einen Seite weitet sich 
durch die Zuwanderung die Produktion 
aus, es wird auch mehr investiert. Dadurch 
steigt die Arbeitsnachfrage. Auf der ande-
ren Seite können Zuwanderer Arbeitskräfte 
mit ähnlichen Eigenschaften im Produkti-
onsprozess substituieren. Ob eine Gruppe 
gewinnt oder verliert, hängt von der Stär-
ke der beiden Effekte ab. Überwiegt der 
Nachfrageeffekt, sind sie Komplemente zu 
den Zuwanderern, dann steigen ihre Löh-
ne und Beschäftigungschancen. Überwiegt 
der Substitutionseffekt, dann sinken die 
Löhne und die Beschäftigungschancen ver-
schlechtern sich. 

Wenn also Facharbeiter oder ungelernte 
Arbeitskräfte zuwandern, dann kann sich 
die Nachfrage nach Ingenieuren erhöhen. 
Umgekehrt, wenn wie gegenwärtig viele 
Ingenieure und Ärzte zuwandern, steigt die 
Nachfrage nach Facharbeitern und Pflege-
personal. 

In vielen Bereichen des Arbeitsmarktes be-
obachten wir allerdings, dass Ausländer 
oder neu zugewanderte Migranten andere 

Jobs machen; i.d.R. nicht so kommunika-
tive, eher Routineaufgaben im Vergleich 
zu Einheimischen oder Zuwanderern, die 
schon sehr lange in Deutschland leben. 

Wie sieht es mit den Auswirkungen auf 
das Sozialsystem aus?

Der wichtigste Umverteilungsmechanis-
mus im Sozialsystem in Deutschland sind 
die Rentenversicherungen: Im Prinzip also 
die Umverteilung zwischen denen, die 
jetzt beschäftigt sind und denen, die nicht 
mehr beschäftigt sind. Neuzuwanderer in 
Deutschland sind im Durchschnitt etwa 
28, 29 Jahre alt und damit sehr viel jünger 
als die einheimische Bevölkerung. Daher 
finden wir dort eigentlich überhaupt keine 
Rentner. Unter den Menschen mit Migrati-
onshintergrund in Deutschland ist der An-
teil der Rentner sehr viel niedriger als im 
Bevölkerungsdurchschnitt. 

Vergleichbar ist die Situation bei der Pflege-
versicherung oder bei den Krankenkassen, 
wo ein Großteil der Kosten in den letzten 
Lebensjahren anfällt. Diese ganzen alters-
bezogenen Transfersysteme profitieren von 
der Zuwanderung und zwar erheblich. 

Auf der anderen Seite haben wir Transfer-
systeme, die überwiegend steuerfinanziert 
sind wie Hartz IV; zum Teil gilt das auch für 
die Arbeitslosenversicherung. Diese Trans-
fersysteme profitieren nicht, weil wir im 
Durchschnitt bei Migranten höhere Anteile 
haben, die Hartz IV beziehen und auch hö-
here Arbeitslosenquoten als bei der einhei-
mischen Bevölkerung. 

Per Saldo entsteht ein Nettogewinn für die 
Sozialversicherungssysteme in Deutsch-
land. Studien anderer Wissenschaftler1 be-
legen, dass diese Nettogewinne sehr hoch 
sind. In einer statischen Betrachtung sum-
mieren sie sich auf 3 300 Euro pro Jahr auf. 
Bis zum Lebensende summiert sich für die 
heute in Deutschland lebenden Ausländer 
der Überschuss der Steuer- und Abgaben-
zahlungen über die empfangenen Transfers 
auf 22 300 Euro.

Aus Perspektive der Sozialsysteme entste-
hen Nettoverluste oder Nettozahlungen bei 
den jungen Leuten, die erst in das Erwerbs-
leben eintreten, und bei den älteren Perso-

(1)
Holger Bonin (2014): Der 
Beitrag von Ausländern und 
künftiger Zuwanderung zum 
deutschen Staatshaushalt,  
Gütersloh: Bertelsmannstiftung.
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nen, die nicht mehr im erwerbsfähigen Al-
ter sind. Da die Zuwanderer i.d.R. erst dann 
kommen, wenn sie entweder unmittelbar 
vor dem Erwerbsleben stehen oder schon 
erwerbstätig sind, fallen die Kosten für Bil-
dungsausgaben schon mal weg. Dadurch 
entstehen diese doch sehr hohen Über-
schüsse für die Sozialversicherungssysteme. 

Dadurch, dass diejenigen, die heute im 
Erwerbsprozess stehen, gemessen an den 
Einzahlungen nicht mehr so viel rausbe-
kommen werden wie die Generation unse-
rer Eltern oder unserer Großeltern, werden 
Zuwanderer systematisch besteuert. Sie 
leisten die höheren Nettobeiträge. Hinzu 
kommt, dass viele Zuwanderer nur kur-
ze Aufenthalte in Deutschland haben und 
dann z. B. von den Krankenversicherungen 
nicht profitieren, wenn kurz vor dem Le-
bensende die hohen Zahlungen kommen. 
Das Gleiche gilt auch bei den Rentenver-
sicherungen. Auch da gibt es eine gewisse 
Diskriminierung gegen sehr kurze Beitrags-
zahlungsperioden. Per Saldo gewinnt also 
der Sozialstaat. Das ist ja auch im Prinzip 
die Idee, warum wir mit Zuwanderung den 
demografischen Wandel bewältigen wollen. 

Aber das gilt nicht für alle Körperschaften 
und alle Transferleistungen. Während die 
Rentenversicherungen profitieren, zählen 
die Kommunen zu den potenziellen Ver-
lierern, weil sie praktisch die ganzen Kos-
ten tragen, z. B. Kosten der Unterkunft bei 
Hartz IV, Kosten für soziale Integration und 
so weiter. So kann es zu einer Schräglage 
zwischen einzelnen öffentlichen Körper-
schaften kommen.

Wie sieht es in den Herkunftsländern 
aus? Einerseits können auch sie  
profitieren, weil die Arbeitslosenquoten 
runter gehen können, andererseits 
haben diese Länder ja auch den demo-
grafischen Wandel. 

Richtig, ja. Grundsätzlich kann man sagen, 
wenn wir keine Arbeitslosigkeit hätten, wür-
den – ohne Sozialsysteme – die Einwande-
rungsländer durch Zuwanderung gewinnen 
und die Herkunftsländer verlieren. Durch 
die Abwanderung von Produktionsfaktoren 
würde das Volkseinkommen der zurückblei-
benden Bevölkerung per Saldo sinken.

Da aber die Arbeitslosigkeit in den Her-
kunftsländern teilweise sehr hoch ist, pro-
fitieren die Herkunftsländer i.d.R. über den 
Arbeitsmarktmechanismus. Die Gewinne 
können zum Teil erheblich sein. Momen-
tan gilt das besonders für Länder mit einer 
Massenarbeitslosigkeit wie Spanien, aber 
auch für die neuen Mitgliedstaaten der EU. 

Während für den Arbeitsmarkt eher Gewin-
ne entstehen, kommt es in der Tat in den 
sozialen Sicherungssystemen zu Verlusten. 
Alle Länder, aus denen wir gegenwärtig 
hohe Zuwanderung haben, sind auch mas-
siv vom demografischen Wandel betroffen. 
Das gilt für die südeuropäischen Länder. 
Spanien und Italien haben extrem niedrige 
Geburtenraten. Das gilt aber auch für die 
neuen Mitgliedstaaten der EU, wo mit dem 
Beginn der Transformation die Geburten-
raten stark eingebrochen sind.

Insofern haben diese Herkunftsländer 
– vielleicht nicht in der gleichen Schärfe 
wie Deutschland – im Grundsatz das glei-
che Problem des demografischen Wandels. 
Immer weniger Erwerbstätige müssen im-
mer mehr Menschen finanzieren, die nicht 
mehr im Erwerbsleben stehen. Durch die 
Abwanderung dieser Erwerbstätigen, ent-
steht aus der Sicht der Sozialsysteme ein 
enormer Nettoverlust für diese Länder. 
Trotzdem ist es sinnvoll, dass diese Men-
schen jetzt nach Deutschland oder in ande-
re Länder wandern, weil Arbeit hier einfach 
sehr viel produktiver eingesetzt wird. Und 
dadurch eigentlich aus der europäischen 
Perspektive enorme Produktivitätsgewinne 
entstehen. 

Wie lassen sich die Interessen der  
Herkunfts- und der Zielländer besser 
vereinbaren?

Im Grundsatz wäre es sinnvoll, wenn es 
zwischen den Ländern Transfermechanis-
men gäbe, die diese Verluste für die sozia-
len Sicherungssysteme wenigstens parti-
ell ausgleichen würden. Das ist natürlich 
schwer vorstellbar. Das werden die Einwan-
derungsländer überhaupt nicht einsehen. 
Aber das wäre aus ökonomischer Sicht ver-
nünftig. Also anstatt Zuwanderung zu be-
schränken, wäre es sinnvoll, über die Ein-
führung von Kompensationsmechanismen 
fiskalische Externalitäten zu internalisieren. 
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Dann würde man gewissermaßen ohne 
Verluste zur optimalen Lösung kommen. 
Gegenwärtig ist es aber so, dass Deutsch-
land von der Zuwanderung profitiert und 
die Herkunftsländer über den Mechanis-
mus der sozialen Sicherungssysteme verlie-
ren. Aber wie gesagt, gleichzeitig entstehen  
positive Effekte im Arbeitsmarkt. Es ist also 
nicht ganz so einfach, aber im Grundsatz 
sind die Herkunftsländer viel größeren Risi-
ken ausgesetzt als die Zielländer.

Kann man von einem Brain-Drain in 
den Herkunftsländern sprechen, gerade 
weil die Qualifikation der Neuzu- 
wanderer in Deutschland gestiegen ist?

Die Qualifikation steigt generell. Wenn ich 
die Zahlen richtig deute, hatten wir bis zum 
Ende der letzten Dekade mit über 40 %  
einen sehr starken Anstieg von Zuwan-
derern mit Hochschulabschluss. Zudem 
hat sich die Zahl der Personen ohne ab-
geschlossene Berufsausbildung halbiert. 
Die jüngsten Zahlen aus dem Mikrozensus 
von 2012 deuten darauf hin, dass sich diese 
Entwicklung im Zuge des starken Anstiegs 
der Zuwanderung etwas abgeschwächt hat. 
Wir haben zwar immer noch deutlich mehr 
Hochschulabsolventen unter den Zuwan-
derern als im Durchschnitt der deutschen 
Bevölkerung, aber auch viele Personen, die 
keine abgeschlossene Berufsausbildung ha-
ben. Ich würde von einer Polarisierung der 
Qualifikationsstruktur sprechen.

Im Vergleich zu den Herkunftsländern kann 
man sagen, dass mehr besser Qualifizierte 
als gering Qualifizierte auswandern. Mit 
dem Brain-Drain-Argument ist es ein biss-
chen schwierig. Klassischerweise hat man 
gedacht, die Herkunftsländer haben die 
Ausgaben der Bildung finanziert. Wenn 
dann die Menschen produktiv werden, 
Steuern und Abgaben zahlen, sind sie ver-
schwunden. Dadurch entsteht ein enormer 
Verlust für die Herkunftsländer. Das ist das 
klassische Brain-Drain-Argument.

Die jüngere Forschung sagt aber, dass die 
Option zum Migrieren dazu führt, dass sehr 
viel mehr Menschen in Bildung investieren. 
Das beobachten wir auch bei den neuen 
EU-Mitgliedstaaten. Im Vergleich zum Be-
ginn der Transformationsprozesse haben 
sich die Anteile der Personen, die heute 

über eine abgeschlossene Hochschulaus-
bildung verfügen, mehr als verdoppelt. Die 
Herkunftsländer verzeichnen also eine ra-
pide Bildungsexpansion. 

Hat das auch positive Effekte  
für die Herkunftsländer? 

Durch die Möglichkeit zu Migrieren stei-
gen die Erträge von Bildungsinvestitionen, 
und damit steigen auch die Anreize für hö-
here Bildungsabschlüsse. Wenn aber nur 
ein Teil dieser Personen dann tatsächlich 
wandert und zudem ein Teil in die Heimat-
länder zurückkehrt, dann ist es gut mög-
lich und sogar sehr wahrscheinlich, dass 
die Herkunftsländer am Ende eine höhere 
Humankapitalausstattung haben, als sie es 
ohne Migrationsmöglichkeit gehabt hätten. 
Denn man darf sich Migration nicht als  
einen statischen Prozess vorstellen, dass 
man einmal auswandert und nie wieder zu-
rückkehrt. Viele Menschen verbringen heu-
te einen Teil ihres Lebens in ihren Heimat-
ländern, einen Teil im Ausland, vielleicht 
auch in verschiedenen anderen Ländern, 
kehren wieder zurück und so weiter.

Das heißt, wenn wir jetzt nur die individu-
ellen Investitionen in Bildung betrachten, 
fällt die Bilanz wahrscheinlich positiv aus. 
Die Herkunftsländer haben mehr gebilde-
te Personen im Arbeitsmarkt, als sie ohne  
Migration gehabt hätten – paradoxerweise. 

Die bessere Ausbildung kommt also 
den Ziel- und den Herkunftsländern  
zu Gute? 

Das Problem liegt in den öffentlich finan-
zierten Bildungsinvestitionen. Die Bil-
dungsinvestitionen werden überwiegend 
durch die öffentliche Hand finanziert. Da-
von geht natürlich ein Teil verloren, denn 
die Bildungsexpansion muss ja auch in den 
Herkunftsländern bezahlt werden. Das ist, 
ähnlich wie die sonstigen Verluste, für den 
Sozialstaat eine Quelle für Wohlfahrtsver-
luste. Auch hier würde ich sagen, wäre das 
eigentlich ein Argument für Transferleistun-
gen, weil Bildung in diesen Ländern sehr 
viel billiger ist als bei uns. Insofern macht 
es durchaus Sinn, dass die Menschen dort 
einen Großteil ihrer Bildungsbiografie ver-
bringen, bevor sie hier arbeiten. 
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Wie man es dreht und wendet, wir kommen 
eigentlich immer wieder zu dem Punkt, 
dass die Migration an sich für alle Seiten 
vorteilhaft ist oder vorteilhaft sein könnte. 
Die negativen fiskalischen Effekte müss-
ten eigentlich ausgeglichen werden, um 
zu einer optimalen Lösung zu gelangen. 
Es könnte nämlich auch passieren, dass 
die Herkunftsländer weniger in Bildung 
investieren als sinnvoll wäre. Dann würde 
Deutschland nicht mehr die qualifizierten 
Arbeitskräfte bekommen, die wir eigentlich 
gerne hätten, weil weniger Leute qualifi-
zierte Bildungsabschlüsse machen können. 
Insofern profitieren wir sehr stark davon, 
dass in diesen Ländern vernünftig in Bil-
dung investiert wird und darum müssten 
wir eigentlich auch ein Interesse daran ha-
ben, dass das so bleibt.

Obwohl in Deutschland viele Bildungs-
abschlüsse gar nicht anerkannt werden. 

Ja, das ist eine andere Baustelle. Im Kontext 
von Migrationsfragen ist es das größte Pro-
blem, dass Menschen zu erheblichen Teilen 
unterhalb ihrer Qualifikation beschäftigt 
werden. Wir wissen aus unseren IAB-Stu-
dien, dass rein rechtlich nur etwa 25 % der 
Bildungsabschlüsse, die im Ausland erlangt 
wurden, in Deutschland anerkannt sind. 
Darüber hinaus werden andere Abschlüsse 
einfach im Arbeitsmarkt anerkannt, auch 
ohne rechtliche Grundlage. Aber wir beob-
achten auch, dass viele Menschen unter ih-
rer Qualifikation beschäftigt werden.

Wir müssen Wege finden, dass die Aner-
kennung der Abschlüsse im Arbeitsmarkt 
steigt, und zwar nicht nur die juristische, 
sondern auch die faktische. Durch das An-
erkennungsgesetz ist ein erster Anlauf ge-
nommen worden. Jedoch liegt der Teufel 
im Detail. Wir unterscheiden bei uns in 
der Statistik mehr als tausend Berufe. Mit 
Untergliederungen gibt es wahrscheinlich 
noch sehr viel mehr Lehrberufe. Wir haben 
geschützte Berufe, auch im akademischen 
Bereich und und und. Wir haben lauter 
verschiedene Anerkennungsstellen. Zudem 
sind viele Bildungssysteme mit unserem 
gar nicht kompatibel. Es geht nicht nur um 
den guten Willen, diese jetzt anzuerkennen. 
Sondern viele dieser Abschlüsse sind gar 
nicht in Deutschland anerkennbar, weil es 
sie gar nicht gibt, oder weil bei ähnlichen 

Berufen andere Anforderungen an die Aus-
bildung gestellt werden. 

Wie gesagt, das ist eine sehr komplizierte 
Frage. Wir beobachten, dass viele Migran-
ten sehr niedrige Löhne haben, weil sie un-
ter ihrer Qualifikation beschäftigt werden, 
und nur einem Teil davon gelingt es, später 
im Arbeitsmarkt aufzusteigen.

Würden Sie hier von einer Arbeits-
marktdiskriminierung sprechen?

Die gibt es auch. Wenn Zuwanderer jedoch 
andere Abschlüsse haben und die weder 
faktisch noch juristisch in Deutschland an-
erkannt werden, ist das nicht per se eine 
Diskriminierung. Sie sind dann womöglich 
weniger produktiv oder die Abschlüsse pas-
sen nicht zu dem, was bei uns im Arbeits-
markt gefordert ist. 

Wir haben aber auch Diskriminierung im 
Arbeitsmarkt. Es gibt genug Studien, die das 
zeigen, z. B. die so genannten Bewerbungs-
studien: Bei vergleichbarem Bildungsab-
schluss und vergleichbarer Biografie wird 
ein Bewerber mit deutschem Namen eher 
zum Interview eingeladen als z. B. jemand 
mit einem arabischen Namen. 

Diese Form der Diskriminierung ist bei klei-
nen Unternehmen stärker ausgeprägt als 
bei Großunternehmen, die über professio-
nellere Rekrutierungsstrukturen verfügen. 
Im internationalen Vergleich ist die Diskri-
minierung in den skandinavischen Ländern 
noch stärker als in Deutschland. Aber wir 
haben Diskriminierung, und die ist erheb-
lich. Das hat natürlich Auswirkungen. 

Gleichwohl sollte man Diskriminierung, 
die auf Vorurteilen beruht, von bestehen-
den Hemmnissen wie Sprache, Bildung, 
unvergleichbare Bildungsabschlüsse unter-
scheiden. Diskriminierung wird es nämlich 
immer geben. Diskriminierung hat auch 
eine ökonomische Funktion: Durch Diskri-
minierung wird Realität vereinfacht. Das 
geht natürlich zu Lasten der Personen, die 
diskriminiert werden. Aber es ist vielen Un-
ternehmen einfach zu mühsam, sich im 
Detail damit auseinanderzusetzen, welche 
Herkunft die Menschen haben, welche Bio-
grafie und ob sie genauso produktiv sind 
wie andere Bewerber. Da ist es einfacher zu 
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diskriminieren. Aus der Arbeitsmarktpers-
pektive ist das natürlich sehr schade. Aber 
man muss realistisch bleiben. Wir müssen 
überlegen, wie wir das verringern können.

Sind geringer qualifizierte Zuwanderer 
schlechter in den Arbeitsmarkt  
integriert als höher qualifizierte? 

Das Qualifikationsniveau von Zuwanderern 
steigt generell in Deutschland. Wir beob-
achten jedoch, dass gut 40 % der Zuwan-
derer aus den beiden stärksten Einwande-
rungsgruppen, also aus den EU-8-Ländern 
sowie aus Bulgarien und Rumänien, Beru-
fe ausüben, die keine abgeschlossene Be-
rufsausbildung verlangen. Wir reden hier  
über Arbeiten in einem geringqualifizier-
ten Segment. Das Qualifikationsniveau die-
ser Menschen ist allerdings i.d.R. sehr viel  
höher. Sie werden also unter ihrer Quali-
fikation eingesetzt. Es kommt nun darauf 
an, wie man Arbeitsmarktintegration misst. 
Misst man Arbeitsmarktintegration daran, 
ob Personen adäquat beschäftigt werden, 
dann sind sie schlecht integriert. Das ist 
eines der größten Probleme der Arbeits-
marktintegration in Deutschland. 

Auf der anderen Seite beobachten wir ge-
rade bei den gering Qualifizierten, dass der 
Lohnabstand zu deutschen gering Qua-
lifizierten sehr gering oder nicht existent 
ist. Das mag auch daran liegen, dass diese 
Leute vielleicht ein bisschen fitter sind als 
jemand in Deutschland, der in einer gering 
qualifizierten Tätigkeit arbeitet. 

Wenn wir nach dem Bildungsniveau diffe-
renzieren, zeigt sich, dass jemand, der keine 
abgeschlossene Berufsausbildung hat und 
als Migrant hierher kommt, ein viel höheres 
Arbeitslosigkeitsrisiko hat, ein viel höheres 
Risiko hat, Leistungen wie Hartz IV zu be-
ziehen, als jemand, der einen Hochschulab-
schluss hat. Aber wir kriegen natürlich auch 
nicht alle Hochschulabsolventen in Positi-
onen unter, die für Hochschulabsolventen 
adäquat sind. Diese Personen haben trotz-
dem viel geringere Arbeitslosigkeitsrisiken 
als Personen, die gar keine abgeschlossene 
Berufsausbildung haben.

Aber ich wäre ein bisschen vorsichtig in 
der Einschätzung. Unser Arbeitsmarkt hat 

im Moment ganz offensichtlich auch eine 
hohe Arbeitsnachfrage in diesen gering 
qualifizierten Bereichen, z. B. in der Land-
wirtschaft. Viele landwirtschaftliche Be-
triebe könnten ohne Saisonarbeitskräfte 
gar nicht überleben. Gleiches gilt für die 
Pflegeberufe. Das sind i.d.R. die angelern-
ten Berufe, bei denen wir zwar auch eine 
gewisse Arbeitslosigkeit haben, aber gleich-
zeitig eine riesige Nachfrage. Wir haben das 
in der Gastronomie, im Hotel- und Gast-
stättengewerbe und im Reinigungsgewerbe. 
Es gibt vergleichbare Dienstleistungen, die 
gerade in der doch relativ günstigen Kon-
junkturlandschaft eine hohe Arbeitsnach-
frage haben. Was mir mehr Sorge macht, ist 
die Perspektive. In geringer qualifizierten 
Berufen gibt es gegenwärtig offenbar gute 
Möglichkeiten für Zuwanderer Jobs zu be-
kommen. Wenn aber diesen Menschen dort 
nicht der Aufstieg gelingt, bestehen natür-
lich auch erhöhte Risiken, dass sie dann ir-
gendwann herausfallen und in den sozialen 
Sicherungssystemen landen. 

Wie schätzen Sie die Situation mit 
Blick auf schlechte Arbeitsbedingungen, 
ausbeuterische Verhältnisse, Schwarz-
arbeit, Scheinselbstständigkeit ein? 

Wir haben keine genauen Daten dazu. Zu 
Schwarzarbeit schon mal definitionsgemäß 
nicht. Wir haben praktisch immer nur Hin-
weise. Wenn wir nach der Arbeitnehmer-
freizügigkeit einen Beschäftigungsanstieg 
erleben, den wir durch Zuwanderung nicht 
mehr erklären können, dann ist das ein 
Hinweis. Die Leute müssen vorher irgend-
etwas anderes gemacht haben. 

Es gibt das ganze Programm: Es gibt 
Lohndumping in bestimmten Bereichen 
dieser Volkswirtschaft. Aus meiner Sicht 
sind das allerdings sehr eingegrenzte Berei-
che, weil viele Bereiche schon jetzt faktisch 
Mindestlöhne haben und nun kommt der 
Mindestlohn generell, wodurch Lohndum-
ping sehr viel schwieriger wird. Es stellt 
sich natürlich die Frage, ob sich der Min-
destlohn überall durchsetzen lässt. 

Generell kann man sagen, dass Zuwan-
derer natürlich viel verwundbarer sind 
als andere Gruppen im Arbeitsmarkt. Sie 
haben schlechtere Sprachkompetenzen, 
sie kennen sich schlechter mit den recht-
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lichen Rahmenbedingungen aus, sie sind 
weniger in Netzwerken organisiert, sie sind 
schlechter informiert etc. Insofern ist das 
praktisch immer ein Problem, aber wir 
können es nicht quantifizieren. Wir wissen 
nur, dass die Durchschnittslöhne gerade 
bei den Neuankömmlingen sehr gering 
sind. Bei Bulgaren und Rumänen liegen sie 
bei 1 860 €, bei den Zuwanderern aus den 
EU-8-Staaten bei 1 890 €. Das ist der Brutto-
monatslohn von einem Vollzeiterwerbstäti-
gen im Median. Zum Vergleich: Bei einem 
deutschen Arbeitnehmer liegt er bei 2 940 €. 
Der Unterschied in diesem Medianeinkom-
men zeigt, dass es da einen gewaltigen Gap 
gibt, der sich im Zeitverlauf aber schließen 
wird.

Bei den gewaltigen Lohnunterschieden 
muss man jedoch vorsichtig sein. Wir wis-
sen nicht, ob das Lohndumping ist, oder 
ob die Ursache in den anderen Tätigkei-
ten liegt, die die Leute ausüben. Wir wis-
sen aus der Forschung auch, dass sich im 
Zeitverlauf die Löhne angleichen. Nach 
zehn Jahren verdienen die Menschen etwa 
70 % mehr. Aber es gibt diese Niedriglohn-
segmente. Das ist gar keine Frage. Und die 
Zuwanderung, die wir gegenwärtig haben, 
konzentriert sich zu nicht unerheblichen 
Teilen in genau diesem Segment.

Vom Niedriglohnsegment zu den  
hochqualifizierten Fachkräften.  
Da sind ja vor allen Dingen die so- 
genannten MINT-Kräfte, also Mathe-
matiker, Informatiker, Naturwissen-
schaftler und Techniker nachgefragt. 

Wir haben sowohl eine Zuwanderung ganz 
oben wie auch ganz unten. Bei den Bul-
garen und Rumänen haben wir etwa 28 % 
Hochschulabsolventen, die zuwandern. Die 
Hälfte von denen arbeitet in adäquaten Be-
rufen. Davon sind viele Ärzte oder haben 
solche Berufe, die bei uns extrem nach-
gefragt sind. Aber das Dominierende ist 
eigentlich in der Mitte des Qualifikations-
spektrums. Das sind Facharbeiter und das 
sind natürlich auch Fachkräfte. 

Ich wäre ein bisschen vorsichtig, eine Un-
terscheidung zwischen dem hoch qua-
lifizierten und dem gering qualifizierten 
Segment vorzunehmen, wo man sagt, 
dass das keine Fachkräfte wären. Hier ist 

es vielleicht durchaus sinnvoll, mal in ein 
Pflegeheim zu gehen und zu gucken, was 
dort vor sich geht. Wir haben dort zum Teil 
sehr anspruchsvolle Tätigkeiten, die formal 
gar keine anspruchsvolle Ausbildung ver-
langen. Ich vermute, ähnliches gilt für die 
Gastronomie und andere Bereiche. Bei den 
einen von Fachkräften zu sprechen und bei 
den anderen nicht, da wäre ich vorsichtig. 
Aber es ist richtig, wir haben Unterschiede. 
Und die Konzentration liegt – trotz der ho-
hen Anteile, die wir in manchen Segmen-
ten oder in manchen Einwanderergruppen 
haben – in Berufen, die keine qualifizierten 
Berufsabschlüsse verlangen. 

Wie bewerten Sie die Debatte um  
erwünschte und nicht erwünschte  
Zuwanderer?

Ich glaube, dass wir unser Bild ein bisschen 
korrigieren müssen. Wir haben lange die 
Debatte so geführt: Wir wollen jetzt Inge-
nieure, wir wollen Ärzte und noch ein paar 
IT-Spezialisten. Die füllen dann die ganz 
wichtigen Lücken bei uns in der Volkswirt-
schaft und allen geht es gut. Zuwanderung 
funktioniert so nicht. Wir reden bei Zuwan-
derung immer über einen Mix, einen Qua-
lifikationsmix von Menschen, die kommen. 
Und dieser reicht von ganz oben bis nach 
ganz unten. Man kann durch eine intelli-
gente Steuerung der Zuwanderung ein biss-
chen den Mix verändern, aber nichts an der 
grundsätzlichen Struktur. 

Wie schätzen Sie die Willkommens- 
kultur in Deutschland ein? 

Also ich bezweifle, dass es die gibt. Es gibt 
viele sehr bemühte, sehr gute Initiativen 
der Gewerkschaften, der Unternehmens-
verbände, z. B. auch die Kampagne der 
Bundesregierung „Make it in Germany“ 
und so weiter. Viele Organisationen wie 
auch die Bundesagentur für Arbeit bemü-
hen sich redlich. Auf der anderen Seite ha-
ben wir laufend gesellschaftliche Debatten, 
die im Prinzip den Ton gegen die Zuwan-
derung setzen. Zum Beispiel die Debatte 
über die sogenannte Armutszuwanderung 
aus Bulgarien und Rumänien, die dann 
aber auch von Teilen der Bundesregierung 
getragen wird. Diese Debatten werden sehr 
fein in der Migrationsbevölkerung wahr-
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genommen. Es ist nicht so, dass die Leute 
das relativieren und sagen: Na ja, das war 
eine Meinungsäußerung einer bestimmten 
Partei. Im Gegenteil, damit verbindet man 
Deutschland. 

Die große Mehrheit der Bevölkerung ist der 
Meinung, das belegen Meinungsumfragen, 
dass diese Leute nicht hierher gehören. Also 
insofern kann man da eigentlich nicht von 
einer Willkommens-, sondern von einer 
Abschreckungskultur sprechen. Das würde 
ich sehr kritisch sehen. Wir führen auf der 
Ebene der Fachdiskussion und auf der Ebe-
ne der Verbandsdiskussion eine sehr gute 
Debatte. Da hat sich auch vieles positiv ver-
ändert. Man will die Leute reinholen. Auf 
der anderen Seite wird in der allgemeinen 
gesellschaftlichen Diskussion eine andere 
Debatte geführt. 

Diese gespaltenen Signale werden im Aus-
land auch entsprechend wahrgenommen. 
Alle Medien im Ausland, in Bulgarien, in 
Rumänien, in Polen und sonst wo haben 
die Debatte der Armutszuwanderung in 
Deutschland breit rezipiert. Sehr viel brei-
ter als die Kampagne „Make it in Germany“. 
Solange das so ist, werden die Menschen 
vielleicht aufgrund des günstigen Arbeits-
markts trotzdem nach Deutschland kom-
men. Aber sie kommen nicht wegen der 
Willkommenskultur. So lange wir die De-
batten in dieser Art führen, würde ich mich 
als Bulgare oder Rumäne in Deutschland 
nicht willkommen geheißen fühlen.

Wenn Zuwanderung nach Deutschland 
langfristig positive Effekte auf den Ar-
beitsmarkt und die Sozialsysteme hat, 
dann müsste sie eigentlich unterstützt 
werden. Wie schätzen Sie den Gesetzes-
entwurf der Bundesregierung ein, der 
das Aufenthaltsrecht von EU-Bürgern 
zur Arbeitssuche auf sechs Monate be-
schränken will? 

Wir brauchen im Prinzip weitere Verände-
rungen in der Einwanderungspolitik. Eine 
der wichtigsten Änderungen betrifft die 
Einkommensschwellen bei Drittstaaten, 
also bei nicht EU-Bürgern. Die Einkom-
mensschwellen für Hochqualifizierte liegen 
bei etwa 47 000 € und sind damit zu hoch. 
Wir wissen, dass ein junger Akademiker di-
rekt nach dem Studienabschluss zwischen 

30 000 und 35 000 € verdient. Mit weni-
gen Ausnahmen wird diese Einkommens-
schwelle also nicht erreicht. Da aber die 
meisten Migranten kommen, wenn sie sehr 
jung sind und wir zudem die Leute halten 
wollen, die hier in Deutschland studiert 
haben, funktioniert das nicht, solange wir 
diese Einkommensgrenzen haben. 

Es führen natürlich noch andere Wege in 
den Arbeitsmarkt, z. B. über die Formprü-
fung bei der Bundesagentur für Arbeit. Das 
ist quantitativ aber nicht bedeutend. Ich 
würde mir andere rechtliche Möglichkeiten 
wünschen, die Zuwanderung von hochqua-
lifizierten und qualifizierten Arbeitskräften 
aus Drittstaaten erleichtert. 

Ebenfalls kontraproduktiv ist die Frist für 
die Jobsuche, die Sie angesprochen haben. 
In vielen Fällen wird das ausreichend sein, 
aber es kann trotzdem viele Personengrup-
pen geben, die längere Zeit Arbeit suchen. 
Im Prinzip will man durch diese Frist den 
Zugang in die Sozialsysteme beschränken. 
Das ist aber möglicherweise gar nicht not-
wendig. Das hängt von der Rechtsprechung 
durch den Europäischen Gerichtshof ab. 
Solange Menschen in Deutschland Arbeit 
suchen, aber keine Sozialleistungen in An-
spruch nehmen, haben wir eigentlich über-
haupt kein Problem. Wir haben erst dann 
ein Problem, wenn soziale Leistungen in 
Anspruch genommen werden. Das gelten-
de Recht sieht für Personen, die sich zum 
Zweck der Arbeitssuche hier in Deutsch-
land aufhalten, keine Sozialleistungen vor, 
mit Ausnahme vom Kindergeld. Und da-
rum sollte man dort eigentlich auch nicht 
ran gehen. Ich habe auch Zweifel, dass es 
mit europäischem Recht kompatibel ist. 
Das Recht auf Arbeitssuche leitet sich näm-
lich aus dem Recht zur Freizügigkeit ab und 
das ist, glaube ich, nicht so ohne weiteres 
zu beschränken. 

Viel wichtiger als rechtliche Veränderun-
gen wäre es, die ganzen informellen Be-
schränkungen zu senken. Wir bräuchten 
ein Umdenken bei den Unternehmen, also 
eine höhere Bereitschaft, auch Ausländer 
einzustellen. Wir bräuchten eine interna-
tionale Arbeitsvermittlung über die Bun-
desagentur, über die Unternehmensver-
bände, die einzelnen Unternehmen, die 
Botschaften, auch über die Gewerkschaften 
im Rahmen von fairer Mobilität, damit die 
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Zuwanderung nicht nur in Niedriglohnseg-
mente geht. Wir bräuchten im Grundsatz 
eine Anwerbekampagne in den wichtigsten 
Herkunftsländern und nicht so eine klei-
ne Anzeigenkampagne. Das Wichtigere für 
Zuwanderung ist die Überwindung dieser 
wirtschaftlichen und informellen Hemm-
nisse. 

Bei der Europawahl haben die europa-
skeptischen und rechtspopulistischen 
Parteien an Gewicht gewonnen. Das 
verdeutlicht auch die Ängste vieler 
Menschen vor Zuwanderung. Ihre 
wissenschaftlichen Befunde gehen mit 
der öffentlichen Meinung z. T. enorm 
auseinander. Wie können diese wis-
senschaftlichen Erkenntnisse stärker 
in die Öffentlichkeit getragen werden? 
Sind sie bei der Bevölkerung und in der 
Politik bekannt?

Doch, die politischen Entscheidungsträger 
sind, vielleicht mit Ausnahmen, sehr gut 
informiert – sowohl über die Probleme, die 
mit dem demografischen Wandel auf uns zu 
kommen, als auch über die Folgen der Zu-
wanderung. Die Regierungsparteien, auch 
die wesentlichen Oppositionsparteien, 
sind weiter als die Bevölkerung und auch 
wesentlich offener. Die müssen natürlich 
trotzdem für ihre Politik Mehrheiten gewin-
nen. Und mit Einwanderungsfragen kann 
man sehr leicht Wahlen verlieren, aber nur 
sehr schwer gewinnen. In der breiten Be-
völkerung gibt es z. T. sehr starke Skepsis 
hinsichtlich der Zuwanderung, die sich un-
terschiedlich vehement und stark äußert. 
Man kann vielleicht die Hälfte der Bevöl-
kerung für eine Öffnung und für eine Ein-
wanderungspolitik gewinnen. Aber das ist 
dann auch schon sehr knapp und das reicht 
nicht. Für eine Politik der Öffnung, die er-
hebliche Auswirkungen auf die Gesellschaft 
hat, braucht man einen viel breiteren Kon-
sens. Der ist aber eigentlich nicht herstell-
bar, weil die Bevölkerung da in wesentli-
chen Teilen anders denkt. Das ist, glaube 
ich, nicht so sehr eine Frage der wissen-
schaftlichen Aufklärung. 

Aber wir tun unser Möglichstes. Die Journa-
listen sind überwiegend sehr gut informiert 
und präsentieren auch unsere Zahlen und 
unsere Analysen. Auch zu der Debatte über 
Bulgarien und Rumänien war unser Materi-
al eigentlich in allen Medien reichlich prä-
sent. Trotzdem kann man mit bestimmten 
Äußerungen sehr gut Politik machen, weil 
sie einfach auf einen Nerv in der Bevölke-
rung treffen. Und es gibt ja auch Probleme, 
die wir in bestimmten Kommunen durch 
Zuwanderung haben. Dort werden die  
höheren Arbeitslosenquoten, die höheren 
Hartz IV-Quoten in der ausländischen Be-
völkerung, die niedrigeren Löhne etc. sicht-
bar. 

Außerdem ist vieles von den Erkenntnissen, 
die wir ermitteln, nicht sehr intuitiv: Neu-
trale Auswirkungen für den Arbeitsmarkt, 
die Sozialsysteme gewinnen wegen der 
Renten. Das widerspricht erstmal dem ein-
fachen Augenschein, den man vielleicht auf 
der Straße hat. Dagegen kommt man nur 
begrenzt mit Aufklärung an. Zudem muss 
man berücksichtigen, dass es sich dabei ja 
auch um Einstellungen, um Ängste, um Be-
fürchtungen handelt, die rational nicht zu 
erreichen sind. Insofern kann Wissenschaft, 
aber auch Politik nur begrenzt etwas aus-
richten. Darum bin ich da gedämpft opti-
mistisch. 

Im europäischen Maßstab bin ich im Mo-
ment natürlich durch die Wahlergebnisse 
skeptisch. In Deutschland ist die Situa-
tion zwar sehr moderat. Wir sind ja auch 
letztlich die Gewinner dieser ganzen Ent-
wicklung. Dagegen ist die Entwicklung in 
Großbritannien, wo lange eine sehr liberale 
Einwanderungspolitik verfolgt wurde, oder 
auch in Frankreich, sehr bedrohlich. Ich bin 
sehr skeptisch, weil das wiederum Folgen 
für die Einwanderungspolitik auf europä-
ischer Ebene hat. 

Wenn sich die europäische Union noch 
stärker gegen Zuwanderung abschottet, 
wird sie nicht der dynamische Wirtschafts-
raum bleiben, der sie gerne sein will. Viele 
der Probleme, für die man jetzt Zuwande-
rer verantwortlich macht, werden sich eher 
verschärfen. Darum ist die Politik in einem 
Dilemma: Wenn sie dem nachgibt, macht 
sie zwar kurzfristig Punkte, gefährdet aber 
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langfristig die Prosperität und Wohlfahrt 
der Volkswirtschaften und das wird uns 
später einholen. 

Wie wird sich nach Ihrer Einschätzung 
die jüngste Rechtsprechung des EuGH 
auf den Bezug von sozialen Transfer-
leistungen auswirken?

Das Urteil des EuGH im Fall Dano, einer 
arbeitslosen Rumänin in Deutschland, die 
noch nie gearbeitet hat, bestätigt den Status 
quo: Ausländer, die in Deutschland noch 
nie erwerbstätig waren, erhalten in der Re-
gel keine Leistungen der Grundsicherung, 
also Hartz IV. Allerdings ist dieser Fall spe-
ziell: Frau Dano hat sich nach Einschätzung 
des EuGH gar nicht um Arbeit bemüht, sie 
war also juristisch gesehen keine Arbeits-
suchende. Die Grundsatzentscheidung, ob 
Arbeitssuchende, die neu nach Deutschland 

eingereist sind, pauschal von Hartz-IV-Leis-
tungen ausgeschlossen werden können, 
wie es die gegenwärtige Gesetzeslage in 
Deutschland vorsieht, steht von Seiten des 
EuGH noch aus. Ich halte es für richtig, die 
gegenwärtige Gesetzeslage beizubehalten: 
Wer als Arbeitssuchender nach Deutsch-
land kommt, sollte, sofern er erwerbslos 
ist, durch den Sozialstaat im Herkunftsland 
geschützt werden. Es ist nicht sinnvoll, ihm 
gleich Leistungen zu gewähren, dass wür-
de die Migrationsanreize verzerren und 
zu einem Wettbewerb der Sozialstaaten in 
Europa nach unten, zu einer Senkung des 
Leistungsniveaus führen. Das kann nie-
mand wollen. Umgekehrt sollte allerdings 
jemand, der hier gearbeitet und Steuern 
und Abgaben bezahlt hat, durch unseren 
Sozialstaat geschützt werden. Alles andere 
wäre eine Diskriminierung der Zuwanderer.
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